
Öffentliche Bekanntmachung des Regierungspräsidiums Karlsruhe 
 
Entscheidung des Regierungspräsidiums Karlsruhe über den Antrag der Firma ADM Wild Europe 
GmbH & Co. KG, Rudolf-Wild-Straße 107-115, 69214 Eppelheim auf Erteilung einer immissions-
schutzrechtlichen Genehmigung zur wesentlichen Änderung einer bestehenden Anlage zur Ge-
tränkegrundstoff-Herstellung.  
Hier: Errichtung und Betrieb eines Produktionsgebäudes (RW 49) für eine weitere Produktionsli-
nie für Energy-Grundstoffe und die damit verbundene Kapazitätserweiterung 

 
Das Verfahren wurde ohne Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 16 Abs. 2 des Bundes- Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) durchgeführt. Das Regierungspräsidium Karlsruhe macht den verfügenden 
Teil der Entscheidung sowie die Rechtsbehelfsbelehrung gemäß § 10 Abs. 7 und 8  BImSchG öffentlich 
bekannt: 
 
Genehmigung vom 05.11.2024 nach Bundes-Immissionsschutzgesetz, Az.: RPK543-8823-463/6/1. 
 

Auf Ihren Antrag vom 22.02.2024, bei uns eingegangen am 23.02.2024, zuletzt ergänzt mit Schreiben 
vom 28.03.2024, erteilen wir Ihnen gemäß §§ 4 ff, 10 und 16 BImSchG i. V. m. Ziffer 7.34.2 des Anhangs 
1 zur 4. BImSchV die 
 

immissionsschutzrechtliche Änderungsgenehmigung 
 

1.1 zur Errichtung und zum Betrieb einer weiteren Produktionslinie innerhalb eines neu zu errichtenden 
Gebäudes und zur damit verbundenen Kapazitätserweiterung in 69214 Eppelheim, Rudolf-Wild-Str. 
107-115, Flst. Nrn. 4009, 4009/1, 4009/3, 4010, 4011/3. 
 

1.2 Diese Entscheidung schließt die nach §§ 49 und 58 Landesbauordnung (LBO) erforderliche Bauge-
nehmigung ein. 

 
1.3 Dieser Genehmigung liegen die mit Dienstsiegel des Regierungspräsidiums Karlsruhe versehenen 

Antragsunterlagen vom 22.02.2024 zuletzt ergänzt mit Schreiben vom 08.10.2024 zugrunde. Die An-
lagen sind nach diesen Unterlagen zu errichten, soweit in den Nebenbestimmungen nichts Anderes 
festgelegt ist. 

 
1.4 Die Genehmigung erfolgt unter den in Ziffer 4 dieses Bescheides aufgeführten Nebenbestimmungen. 

 
1.5 Für diese Entscheidung wird eine Gebühr von 128.711,00 € erhoben. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage bei dem Verwaltungsgericht 
Karlsruhe erhoben werden. 
 
 
Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung enthält Nebenbestimmungen sowie die Begründung, aus 
der die wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen Gründe, die zur Entscheidung geführt haben, hervor-
gehen. 
 
 
 
Karlsruhe, den 26.11.2024 Regierungspräsidium Karlsruhe 


